
Bundessozialgericht
B e s c h 1 u ß

.. 5 HJ" 50/76 -
Verkündet

am 12. September 1978

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmäohtigte: ..........................„..‚.......a.

g e g e n

'...OOOCOIOOOOQIO......OIOOOCIÜOOOCOOC......OÜÜCOCCOOOOOOOGOOO

Beklagte und-Revisionsbeklagte.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 42. September 1978

beschlossen:

DemGroßen Senat des Bundessozialgerichts werden gemäß 5 45
des Sozialgerichtsgesetzes folgende Fragen von grund—
sätzlicher Bedeutung zur Entscheidung vorgelegt:

1. Ist eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder

Tätigkeit durch eine infolge Krankheit bedingte Arbeits—

unfähigkeit auch dann unterbrochen (@ 4259 Abs 4 Nr 1 BVD),
wenn die Möglichkeit (Aussicht) zur erneuten.kufnahme
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätig_

keit aufgrund des objektiven Gesundheitszustandes des

Versidherten besteht oder bestanden hat?
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5.
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Bei Verneinung der Frage 4):

Ist die - eine Unterbrechung im Sinne des 5 4259 Abs 4
Nr 4 BVD ausschließende « Beendigung der versicherunge—

pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit bereits dann

zu bejahen‚ wenn in vorausseheuender Betrachtung bei

Wegfall des Krankengeldes nicht nur nach dem Leistungs—

vermögen‚ sondern auch nach der - subjektiven — Leistungs-

bereitschaft des weiterhin arbeitsunfähigen Versicherten

die Fortsetzung einer versieherungspfliehtigen Beschäfti—

gung oder Tätigkeit nicht erwartet werden kann, so daß

selbst die spätere Wiederaufnahme einer Beschäftigung

— infolge der vorausgegengenen "einstweiligen" Beendigung -
eine Unterbrechung im Sinne des 5 4259 Abs 4 Nr 4 BVD aus-
schließen würde?

Ist die » eine Unterbrechung im Sinne des 5 4259 Abs 4
Nr 4 EVO aussehließende — Beendigung des Erwerbslebens

unabhängig von.subjektiven Vorstellungen.und Absichten

des Versicherten erst bei objektiver Erwerbsunfähigkeit

zu bejahen?

Ist bei Wegfall der Erwerbsunfähigkeit eine Unterbredhung

des Beschäftigungsverhältnisses im Sinne des 5 4259 Abs 4
Nr 4 EVO möglich? Hängt dies davon ab, ob der Versicherte

nach.Wegfall der Erwerbsunfähigkeit tatsächlich wieder
versicherung3pflichtig beschäftigt oder tätig war?

Ist in bezug auf das Ende der Erwerbsunfähigkeit eine

vorausschauende oder eine rüekblickende Betrachtungsweise

angezeigt?

Kbmmt dem Begriff der krankheitshedingten Arbeitsunfähig—

keit als Voraussetzung einer Ausfallzeit im Sinne des

5 4259 Abs 4 Nr 4 RVG dieselbe Bedeutung wie in der
Krankenversicherung zu (@ 482 Äbs 4 Nr 2 BVG)?
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6. Bei Verneinung der Frage 5):

Besteht Arbeitsunfähigkeit im Sinne des 5 4259 Abs 4 Nr 4
EVO grundsätzlich für denjenigen Zeitraum, für welchen

der Versicherte Krankengeld bezogen hat, darüber hinaus

aber nur für Zeiten, während welcher der Versicherte nach

seinem Gesundheitszustand ihm nach 5 4246 Abs 2 Satz 2 RVG
zumutbare Tätigkeiten oder sogar andere versicherunge—

pfliehtige, ihm unter Berücksichtigung von Treu und Glauben
(% 242 BGB) zuzumutende Tätigkeiten nicht ausüben kann?

G r ü n d e =

Die Beteiligten streiten.über die Anrechnung einer weiteren

Ausfallzeit wegen Arbeitsunfähigkeit (5 4259 Abs 4 Nr 4 der
Reichsversicherungsordnung —RVO—)für das Altersruhegeld des
während des Revisionsverfahrens verstorbenen Versicherten.

Der ‚4906 geborene Versicherte war von 4947

bis August 4969 mit kurzen.Unterbrechungen als E-Schweißer

versicherungspflichtig beschäftigt. Anschließend war er
arbeitsunfähig krank und bezog Krankengeld bis zur "Aus-

steuerung“ am 27. August 4970 und dann.wieder - nach Beginn

einer neuen Rahmenfrist - vom 25. Januar 4974 bis 25. April

4972. Einen im April 4969 gestellten Rentenantrag wegen
Erwerbs— oder Berufsunfähigkeit lehnte die Beklagte ab, weil

der Versicherte noch leichte und mittelschwere Arbeiten im
Sitzen fortgesetzt und im Stehen.mit Unterbrechung verrichten

könne. Die hiergegen erhobene Klage nahm der Versicherte
wieder zurück. Ab 4. Oktober 4974 erhielt er Altersruhegeld

wegen Vollendung des 65. Lebensjahres. Dieses stellte die
Beklagte mit Bescheid vom 24. Januar 4975 neu fest. Dabei
berücksichtigte sie als Ausfallzeit wegen.Arbeitsunfähigkgit

nur die Zeit bis September 4970, nicht dagegen die anschließend
Zeit bis zum Beginn des Altersruhegeldes, weil der Versicherte
zwischen den beiden Zeiten des Krankengeldbezuges nicht ver-
sieherungspflichtig beschäftigt gewesen sei.

_4-0
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Auf die hiergegen erhobene Klage verpflichtete das Sozial—

gericht (SG) die Beklagte, die Zeit vom 28. August 4970 bis

«25. April 4972 bei der Rentenberechnung als Ausfallzeit zu

berücksichtigen (Urteil vom 24. Mai 4974). Auf die Berufung

der Beklagten hob das Landessozialgericht (LSG) die erst—

instanzliche Entscheidung auf und wies die Klage ab. Es sah

den Versicherten für die Zeit bis zum Wiederbeginn des

Krankengeldes nicht als arbeitsunfähig im Sinne des 5 4259
Abs 4 Nr 4 RVG an, weil er naeh den vorliegenden ärztlichen

Gutachten damals noch leichte und mittelschwere Arbeiten im

Sitzen fortgesetzt und im Stehen mit Unterbredhung ohne

häufiges Bücken vollschichtig habe verrichten.und damit noch
Positionen habe bekleiden können, die durch besondere An;

forderungen an das Verantwortungsbewußtsein und die Ver-

trauenswürdigkeit aus dem allgemeinen Kreis ungelernter Tätig-

keiten herausragen würden„ Die weitere Zeit des Krankengeld—

bezugs sei keine Ausfallzeit, weil sie nicht eine versiche—
rungspflichtige Zeit unterbrochen habe. Insoweit könnten

die beiden Krankengeldbezugszeiten auch nicht dadurch ver—
bindend “überbrückt” werden, daß in einem bei den.Akten der

AOK I ;befindlidhen ärztlichen.Attest vom 2. Februar
4974 bescheinigt werden sei, daß der Versicherte seit dem

9" August 4969 ununterbrochen arbeitsuniähig krank gewesen sei

Obwohl dieses Attest der Krankenkasse ausgereicht habe, dem

Versicherten ab 25. Januar 4974 erneut Krankengeld zu zahlen,

müsse bei der Anwendung des 5 4259 Abs 4 Nr 4 BVG für die
zwischen den beiden Krankengeldzeiträumen liegende Zeit ein

nach Maßgabe der erweiterten Verweisbarkeit des'Rentenver—

sieherungsrechts modifizierten Arbeitsunfähigkeitsbegriff

zugrunde gelegt werden (Urteil vom 2. Februar 4976).

Die Klägerin, die nach dem Tode des Versicherten das Ver—
fahren fortgesetzt hat, wendet sich mit der zugelassenen
Revision gegen die Ansicht des LSG, der Begriff der Arbeits-
unfähigkeit habe in 5 4259 Abs 4 Nr 4 BVG einen anderen Inhalt
als im Recht der Krankenversicherung. Die im wesentlichen der
Rechtsprechung des 5. Senats des Bundessozialgerichts (BSG)
folgende Rechtsauffassung des Berufungsgerichts sei weder mit
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dem Wortlaut noch dem Sinn.und Zweck der Ausfallzeitenregelung

des 5 4259 Abs 4 Nr 4 EVO vereinbar. "Arbeitsuniähigkeit
infolge Krankheit" sei ein Standardbegriff des Arbeits— und
Sozialrechts, der im Gesetz nicht definiert, sondern als

bekannt vorausgesetzt werde. Soweit er im Rentenversicherungs—

recht — 55 4227 Abs 4 Nr 8a, 4240 bis 4244 f RVG — verwendet
werde, habe er denselben Bedeutungsinhalt wie im Recht der

Krankenversicherung. Schon deswegen könne für seine Auslegung

im Rahmen des 5 4259 Abs 4 Nr 4 EVO nichts anderes gelten.
Die gesetzgeberische Bemühung um mehr Transparenz und bessere
Verständlichkeit, die in der Schaffung eines Sozialgesetz-

buches (SGB) ihren überzeugenden Ausdruck gefunden habe,

werde zunichte gemacht, wenn durch die Rechtsprechung

bestimmte, universell verwendete Rechtsbegriffe, je nachdem,

welche Rechtsfolgen sich an sie knüpfen, eine von der üblichen

Lesart abweichende Bedeutung erhalten könnten — und das noch

zum Nachteil des Betroffenen. Es sei zweifelhaft, ob die

Rechtsprechung hierzu bergt sei, zumal dies dem in 5 2 Abs 2

SGB I verankerten Grundsatz widerspreche. Keinesfalls sei

die Notwendigkeit einzusehen, dem in.5 4259 Abs 4 Nr 4 EVO
verwendeten Rechtsbegriff Arbeitsunfähigkeit einen von der
üblichen Auslegung abweichenden Inhalt zu geben. Insbesondere

sei nicht zu verstehen, daß ein und demselben Lebenssach—

verhalt, nämlich Arbeitsuni'ähigkeit infolge Krankheit, je ‘
nachdem, ob hierfür Krankengeld geleistet werde oder nicht,
eine unterschiedliche Bedeutung zukomme. Hätte der Gesetz—

geber dies gewollt, so hätte er es mit Sicherheit durch eine

entsprechende Gesetzesformulierung zum Ausdruck gebracht.

Er hätte, wie beispielsweise bei den Ziffern 2a und 5 des
$_4259 Abs 4 BVD, die Anrechnung der Arbeitsuniähigkeitszeit

als Ausfallzeit von der zahlung der dafür vorgesehenen Bar—

leistung abhängig machen können. Das sei aber nicht geschehen,
wofür der Gesetzgeber gute Gründe gehabt haben werde. Im

Vergleich mit den übrigen Ausfallzeiten begründenden Tat-
beständen werde deutlich, daß der Gesetzgeber keine zeitliche
Begrenzung, bis zu der längstens die Arbeitsuniähigkeitszgit

zu berücksichtigen sei, gewollt habe. Er hätte sonst die an»
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rechenbare Arbeitsunfähigkeitsdauer ebenso oder ähnlich zeit—

lich begrenzt, wie er es in Ziffer 4 des & 1259 Abs 1 BVG

getan habe. Daraus folge, daß keine Lücke im Gesetz bestehe,

die durch die Rechtsprechung zu schließen wäre. Die Recht—
sprechung des erkennenden Senats lasse sich aus dem Gesichts—

punkt des Rechtsmißbrauchs lediglich auf die wenigen Fälle

anwenden, in denen es der Versicherte nachweislich ablehne,

eine ihm zumutbare Beschäftigung auszuüben. Die mißbräuchliche
Inanspruchnahme von Sozialleistungen dürfe aber nicht generell

unterstellt werden. Deshalb sei eine Gesetzesauslegung, die
einen Dauerarbeitsunfähigen ohne weiteres rechtlich so stelle,

als würde er nach der Aussteuerung mit Barleistungen aus der

gesetzlichen Krankenversicherung wieder eine zumutbare renteny
versicherungsrechtliche Beschäftigung ausüben, wegen.der damit

unterstellten.mißhräuchlichen Inanspruchnahme einer Ausfallzeit

verfassungswidrig (Verstoß gegen die Menschenwürde und das
Sozialstaatsprinzip, Art 4 und 2 des Grundgesetzes -GG—). Eine

solche Rechtsauslegung beachte auch nicht, daß der typische
Arbeitnehmer, für den in erster Linie die Ausfallzeitenregelung

bestimmt sei, zur Bestreitung seines Lebensunterhalts auf
Arbeitseinkommen oder eine dieses ausreichend ersetzende

Sozialleistung angewiesen sei. Da es ihm an Einkommen aus Ver—
mögen in der Regel fehle, habe er gar keine echte Alternative

zu entscheiden, ob er als Dauerarbeitsunfähiger noch berufs—

fremde Tätigkeiten bis zum Beginn des Altersruhegeldes ausüben

solle oder nicht. Seine wirkliche soziale Lage werde total
verkannt‚ wenn.man ihm undifferenziert unterstelle, er wolle

nur deshalb nicht weiter erwerbstätig sein, damit ihm im
Alter eine längere Ausfallzeit angerechnet werden könne. Im

vorliegenden Fall seien keine Tatsachen bekannt, aus denen

man zu Recht schließen dürfte, der geltend gemachte Anspruch

sei rechtsmißbräuchlich. Da dem Versicherten wegen seiner

krankheitsbedingten.Arbeitsuniähigkeit zwischen den Kranken?

geldbezugszeiten Sozialhilfe zugestenden.habe, habe von
ihm —unter Berücksichtigung der in 5 18 des Bundessozial—
hilfegesetzes getroffenen Regelung - die Ausübung einer
Erwerbstätigkeit auch während dieser Zeit nicht erwartet
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werden dürfen. Es leuchte nicht ein, daß bei der Anerkennung

einer Ausfallzeit nach 5 4259 Abs 1 Nr 1 BVG der Krankengeld—
bezieher besser gestellt werde als der Sozialhilfeempfänger‚

der Sozialhilfe anstelle des erschöpften Krankengeldanspruchs

erhalte. Hierin läge eine verfassungswidrige Ungleichhe-

handlung (Verstoß gegen Art 5 Abs 4 GG).

Die Klägerin beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Berufung der Beklagten gegen das erstinstanzliche
Urteil zurückzuwei sen.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das Berufungsurteil für zutreffend.

II

Die von der Klägerin begehrte Anrechnung - ua — der Monate

September 4970 bis September 4974 als Ausfallzeit auf das dem
verstorbenen Versicherten mit Wirkung vom 1. Oktober 4971

gewährte Altersruhegeld hängt davon ab, ob eine versicherunge-

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit des Versicherten durch

eine infolge Krankheit oder Unfall bedingte Arbeitsunfähigkeit

mindestens einen Kalendermonat unterbrodhen.worden ist (5 1259

Abs 4 Nr 1 RVG).

Der 5. Senat ist der Auffassung, daß die von ihm dem Großen
Senat (GS) des BSG in diesem Zusammenhang vorgelegten Rechte—

fragen von grundsätzlicher Bedeutung sind und zur Sicherung

einer einheitlichen Rechtsprechung die Entscheidung des GS

erfordern (@ 45 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG-).

III

4.) Die Frage der Unterbrechung einer versicherungspflichtigen

Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne des % 4259 Abs 4
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Nr 4 RVG ist von den verschiedenen, mit den Entscheidungen

zum Rentenversicherungsrecht betreuten Senaten des BSG bis

zu den beiden Urteilen des 4. Senats vom 28. Februar 4978

- 4 RJ 65/76 - und 49. April 4978 _ 4 RJ 94/77 —"einheit-
lich" beantwortet worden.

In der Rechtsprechung sowohl des BSG als auch der Tatsachenr

gerichte ist eine Unterbrechung auch dann angenommen werden,

wenn die Arbeitsunfähigkeit nicht von.versicherungepflichtigen

Beschäftigungen oder Tätigkeiten “umrahmt" wird, sondern
lediglich die Arbeitsunfähigkeit einer versidherungspflichtigen

Beschäftigung oder Tätigkeit folgt und bei Beginn der Arbeits—

unfähigkeit die bloße Möglichkeit zur erneuten Aufnahme einer

versicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit nach

Beendigung der Arbeitsunfähigkeit bestanden hat (vgl Frage 4).

In der Entscheidung des 4. Senats vom 45. Mai 4966 (BSGE 25,

46, 48 z SozR Nr 47 zu 5 4259 EVO) ist dies - unter Hinweis
auf BSGE 46, 420, 422 = SozR Nr 4 zu 5 4259 RVO — damit be—

gründet werden, daß in dem Begriff "Unterbrechung" die Mög-

lichkeit eingeschlossen sei, das Unterbrochene, nämlich eine
versicherungspflichtige Beschäftigung, wieder fortzusetzen.

Eine solche Möglichkeit sei selbst zu einem Zeitpunkt, zu dem

gleichzeitig Arbeitsunfähigkeit und Berufsunfähigkeit ein!
trete, vorhanden. Wenn auch dieselben in der Person des Ver—

sicherten liegenden'Verhältnisse, die seine Berufsunfähigkeit

hervorriefen, ebenfalls seine Arbeitsunfähigkeit bewirkten,

so sei es doch möglich gewesen, daß der Versicherte nach

Fortfall der Arbeitsunfähigkeit wieder eine versicherunge—

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aufgenommen hätte.
Diese Aussicht genüge, um das Merkmal der Unterbrechung zu
verwirklichen, Dieser Auffassung hat sich der 42. Senat in
den Urteilen vom 45. März 4968 (BSGE 28, 29, 30 = SozR Nr 49

zu 5 4259 EVO) und 7. Juli 4970 - 42 RJ 29%/66 — angeschlossen.
Dabei wird in der letzten Entscheidung ausdrücklich betont,

daß auch bei Umwandlung einer Rente wegen Berufsunfähigkeit
in ein Altersruhegeld die Berücksichtigung zusätzlicher
krankheitsbedingter Ausfallzeiten geboten sei, selbst wenn
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der Versicherte während des Bezugs der Rente wegen Berufs-
unfähigkeit keiner versicherungspflichtigen Beschäftigung mehr
nachgegangen ist (unter Bezugnahme auf ein weiteres Urteil

des 4. Senats vom 23. August 1966, Die Rentenversicherung
1967, 20, 21). Damit im Einklang stehen auch die Entscheidungen

des 1. Senats vom 5. Mai 1968 (BSGE 28, 68 = SozR Nr 20 zu
5 1259 BVD), des 12. Senats vom 25. Februar 1971 (BSGE 32,
252 = SOZR Nr 54 zu € 1259 EVO) und 30. Jüni 1971 (SozR Nr 56

zu 5 1259 EVO) sowie des 5. Senats vom 27. April 1975 (SozR

Nr 55 zu 5 1259 EVO), wonach in den Fällen, in denen zur
Arbeitsunfähigkeit des Versicherten eine dauernde Erwerbs—

unfähigkeit hinzutritt, die versicherungspflichtige Beschäfti—

gung nicht im Sinne von 5 1259 Abs 1 Nr 1 BVG unterbrochen,
sondern beendet ist. Dieses Ergebnis wird nämlich dort über—

einstimmend damit begründet, daß der erwerbsunfähige Ver—

sicherte — anders als der bloß berufsunfähige — nach der ge—
setzlichen Definition der Erwerbsunfähigkeit und den Vor—
stellungen bzw der generalisierenden Betrachtungsweise des

Gesetzgebers aus dem Erwerbsleben endgültig ausgeschieden sei
oder als ausgeschieden gelte.

Fällt dagegen die Erwerbsunfähigkeit vor Eintritt des Ver—

sicherungsfalles, für den die Berücksichtigung einer Ausfall—

zeit nach 5 1259 Abs 1 nr 1 BVD begehrt wird, wieder weg, so
ist — jedenfalls nach einem Teil der zu einschlägigen Sach-

verhalten vorliegenden Entscheidungen — die Unterbrechung
einer versidherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit

infolge Arbeitsunfähigkeit gleichwohl zu bejahen. Insoweit ist
allerdings — wie bereits der 11. Senat im.Urteil vom 5. Februar

1976 (BSGE41, 168, 470 = SosR2200 5 4259 Nr 45) festgestellt
hat — noch keine klare Linie erkennbar. Der in dieser Ent—

scheidung gegebene Überblick über die diesbezügliche unsern
schiedliche Rechtsprechung des BSG läßt es nach.Ansioht des
11. Senats verstehen, wenn Tabert ua mit Bezug auf den dort

entschiedenen Fall meint (DAngVers 1975, 542), daß "der ge—
samte Fragenkomplex noch lange nicht geklärt“ sei (Vgl insg-
weit Frage 4). Der 11. Senat hat sich in seinem Urteil vom
5. Februar 1976 mit diesen.■inweisen begnügt, weil er eine
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einheitliche Rechtsprechung des BSG für die Fälle 33!
nahm, in.denen die Erwerbsunfähigkeit fortwährend bis

zum Versicherungsfall des Alters besteht. Er ging inso—

weit davon aus, daß mit dem objektiven Zustand der Er-
werbsunfähigkeit die versicherungspflichtige Beschäfti—

gung oder Tätigkeit unabhängig von subjektiven Vorstel—
lungen und Absichten.des Versicherten beendet werde, so
daß es nicht reehtserheblich sei, ob der Versicherte auch

während der Erwerbsuniähigkeit arbeitswillig gewesen sei

und sobald als möglich wieder habe tätig sein wollen (vgl

Frage 3). Dieser Auffassung hat sich der 4. Senat für den
gleichen Sachverhalt der neben der krankheitsbedingten
Arbeitsunfähigkeit bis zum Versioherungsfall des Alters

fortbestehenden Erwerbsunfähigkeit angeschlossen (Urteil

vom 26.5.4976 in SozR 2200 5 4259 Nr 16).

Da im vorliegenden, vom 5. Senat zu entscheidenden Fall

naeh den Feststellungen des LSG sich die Arbeitsunfähig—

keit mit Krankengeldbezug unmittelbar an die letzte ver—
sicherungspilichtige Beschäftigung des Versicherten ange—
schlossen und während der streitigen Zeit weder vorüber—

gehende noch dauernde Erwerbsunfähigkeit bestanden hat,

hätte der 5. Senat trotz der vom 41. Senat in der Ent—
scheidung vom 5. Februar 4976 aaO vermißten "klaren Linie"

zu den beim späteren.Wegfall der Erwerbsunfähigkeit auf—

tauchenden Rechtsfragen — ebenso wie die Tatsachengerichte —

von einer Unterbrechung der versicherungspflichtigen Be—

schäftigung im Sinne des 5 4259 Abs 4 Nr @RVG ausgehen
können, wenn nicht zwischenzeitlich durch die beiden Ur-

teile des 4. Senats vom 28. Februar und 19. April 1978

aaO auch der bisher von der Rechtsprechung einheitlich

beantwortete Fragenkomplex in Frage gestellt werden wäre.
In diesen Entscheidungen wird nämlich erstmals die Unter-

brechung einer versicherungspflichtigen Beschäftigung oder

Tätigkeit gemäß 5 1259 Abs 1 Nr 1 EVO nicht nur von.der

— sich nach der objektiven Leistungsfähigkeit des arbeits—

uniähigen Versicherten richtenden — Möglichkeit zu deren
späteren Wiederaufnahme, sondern zusätzlich von der Leistungs£
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bereitschaft des Versicherten und damit von einem subjektiven

Moment abhängig gemacht. Die Folge davon ist, daB auch bei

nicht bestehender Erwerbsunfähigkeit des arbeitsuniähigen

Versicherten eine — die Unterbrechung im Sinne des 5 1259
Abs 4 Nr 4 BVG ausschließende — Beendigung der versicherunge—

pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit in Betracht kommt
(vgl Frage 2).

Hiergegen bestehen aus verschiedenen Gründen Bedenken. Die

Entscheidungen des 4. Senats vom 28. Februar und 49. April

1978 aaO sind zunächst kann mit der aufgezeigten bisherigen
Rechtsprechung des BSG zu vereinbaren, die eine Beendigung der

versicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne
eines Abschlusses des Erwerbslebens lediglich bei objektiv

vorliegender Erwerbsunfähigkeit des Arbeitsunfähigen ange—

nommen hat. Wenn es in diesem Fall - wie der 44. Senat im

Urteil vom 5„ Februar 4976 aaO betont hat — auf subjektive
Vorstellungen, insbesondere eine etwaige Arbeitswilligkeit

des Erwerbsunfähigen nicht ankommen kann, und wenn der 4. Senat

darauf Bezug nehmend im Urteil vom 26. Mai 1976 aaO die vor-
zeitige Beendigung der versicherungepflichtigen Beschäftigung

sogar dann bejaht, wenn der Arbeitsunfähige während der Erwerbem

unfähigkeit gelegentlich eine versicherungspflichtige Be—

schäftigung ausgeübt hat, so dürfte zu prüfen sein, ob es bei

Arbeitsunfähigkeit ohne gleichzeitiger Erwerbsunfähigkeit

nicht folgerichtig wäre, die Frage der Unterbrechung im Sinne

des 5 1259 Abs 1 Nr 4 BVD dann ebenso ausschließlich an dem
ebenfalls nur objektiven Kriterien zugänglichen Begriff der

Arbeitsunfähigkeit (vgl Peters, Handbuch der Krankenversicherung

Teil II, Anm 10a zu 5 182) zu orientieren, dh unabhängig von
der subjektiven.Einstellung des Versicherten zu einer möglichen
Wiederaufnahme der Beschäftigung. Dies um so mehr, als der
Gesetzgeber in Fällen der Arbeitsunfähigkeit ohne gleichzeitig

bestehender Erwerbsunfähigkeit — wie gerade der von ihm ge—
wählte Begriff "Unterbrechung“ in 5 4259 Abs 1 Nr 1 BVD zeigt _
in einer generalisierenden Betrachtungsweise davon ausgeht,
daß trotz des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit das Arbeits-
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und Versicherungsleben des Versicherten.noch nicht auf

Dauer beendet ist (vgl BSG in SozR Nr 55 zu 5 1259 EVO).

Die diesen Erwägungen entsprechende frühere Entscheidung
des 4, Senats vom 13. Mai 1966 aaO, wonach es für den Tat—

bestand der Unterbrechung genügt, wenn aufgrund des Ge—

sundheitszustandes die "fiktive Möglichkeit" zur erneuten

Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung oder

Tätigkeit bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit bestand, hat im

Schrifttum nicht zuletzt deshalb nahezu einhellige Zustim—

mung gefunden (vgl insoweit Kbch/Hartmann/v;Altrock/Fürst,

Das Angestelltentersicherungsgesetz, Teil IV, Ann B I,.6 zu

5 56 AVG; Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Teil III,
S. 700 d III; Eicher/Haase/Rauschenbach, Die Rentenversicherung

der Arbeiter und der Angestellten, 6° Aufl, Ann 8 zu 5 1259 RVG;

Verbandskommentar zur Reichsversicherungsordnung, Ann 7 und 9

zu 5 1259; Tabert aaO, S. 542), weil danach — im Gegensatz

zu den jüngsten Urteilen desselben Senats vom 28. Februar und

19° April 1978 - für die Unterbrechung im Sinne des 5 1259

Abs 1 Nr 1 RVG gerade nicht verlangt wird, daß der Versicherte

bei Beginn der Arbeitsuniähigkeit die Absicht gehabt habe,
nach deren Beendigung wieder eine versicherungspflichtige

Beschäftigung aufzunehmen. Zwerg/Scheerer (Das neue Recht der

Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten, 2. Aufl,

Anm II 1 zu % 1259, S. 7/8) weisen in diesem Zusammenhang

darauf hin, daß es entsprechend den Ausführungen.in BSGE 16,

120, 123 allenfalls bei der Unterbrechung der versicherunge—

pflichtigen Beschäftigung durch Arbeitslosigkeit (% 1259
Abs 1 Nr } EVO) auf eine derartige Absicht ankommen könne,
weil zum Begriff der Arbeitslosigkeit — anders als zum Be-

griff der Arbeitsunfähigkeit — die sogenannte subjektive Ver-

fügbarkeit gehöre. Bei letzterer dürfte der objektive Sachver—

halt ausschlaggebend sein. Damit im Einklang ist nach Hanow/
Lehmann/Bogs (Reichsversicherungsordnung, 4. Buch, Rendbem 42

zu 5 1259) bei der Prüfung der Unterbrechung im Sinne des
5 4259 Abs 1 Nr 1 BVDjedenfalls auf den Nachweis der “Fort-
setzungsabsicht" schon aus verwaltungsgemäßen Gründen “zu

verzichten". Denn die Prüfung der "Unterbrechung“ komme auf
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den Versicherungsträger erst zu, wenn die in Frage stehen«
den Zeiten bereits abgelaufen seien. Die Rückfrage, ob er

zu Beginn der "Unterbrechung" beabsichtigt habe, nach dem

Ende der Arbeitsunfähigkeit wieder eine versicherunge—
pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aufzunehmen, werde

aber der Versicherte in aller Regel bejahen.

Der 4. Senat versucht diesen Schwierigkeiten in seinen die

Frage der "Unterbrechung" von einer subjektiven.3ereit-

schaft zur Fortsetzung des Beschäftigungsverhältnisses ab—

hängig machenden.Urteilen vom 28. Februar und 19. April 1978
aaO dadurch zu begegnen, daß er in vorausschauender Be—

tradhtungsweise lediglich auf die Willensrichtung des Ver—

sicherten im Zeitpunkt des Wegfalls des Krankengeldes ab—

stellt und diese bestimmten äußeren Verhaltensweisen des

Versicherten, wie zB Klageerhebung gegen die Ablehnung der
beantragten Erwerbs- oder Berufsunfähigkeitsrente (so im

Urteil vom 19.4.1978 aaO), entnimmt. Abgesehen von rein

revisionsrechtlichen Bedenken scheint es auch für sich be-

trachtet zweifelhaft, ob aus einem Verhalten des Versicher—

ten.wie der Rentenantragstellung, der Klage gegen die Ab—

lehnung der Rente und der Nichtausübung einer versicherunge—

pflichtigen.Beschäftigung während des Klageverfahrens
zwingend auf eine fehlende Leistungsbereitschaft des Ver—

sidherten und damit auf eine — die Unterbrechung im Sinne

des 5 1259 Abs 1 Nr 1 RVG ausschließende — Beendigung

des Besohäftigungsverhältnisses geschlossen werden kann.
In der Regel wird der Versicherte bei Stellung des Antrags

auf Erwerbsunfähigkeitsrente und ent9prechender Klageer—
hebung den Willen, sein Arbeitsleben zu beenden, nur dann

haben, wenn diesem Rentenbegehren letztlich entsprodhen

wird. Für den Fall eines für ihn negativen.Ausgengs wird

man den Willen zur Beendigung des Arbeitslebens nicht

unterstellen dürfen. In dem vom 4. Senat mit Urteil vom
19. April 1978 aaO entsdhiedenen.Fall hätte dies um so
mehr gelten können, als die Klägerin nach der Erfolglosig„

keit ihrer Rentenkalge im Anschluß an einen erneuten Kranken—
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geldbezug tatsächlich eine versicherungspflichtige Be—

schäftigung wieder aufgenommen hat. Trotzdem hat sich der
4. Senat infolge der in diesem Urteil befürworteten voraus—

schauenden Betrachtungsweise, die ausschließlich auf den

ersten Wegfall des KTankengeldes abstellt, nicht gehindert

gesehen, zu jenem Zeitpunkt eine "einstweilige” Beendigung

der versicherungspflichtigen.Beschäftigung anzunehmen,
die ebenfalls eine weitere Anrechnung von Ausfellzeiten

nach 5 4259 Abs 4 Nr 4 BVD für den nachfolgenden Ver-
sicherungsfall des Alters nicht zulasse (vgl Frage 2).

Die erstmals zur Verwendung des Begriffs einer "einst—

weiligen" Beendigung führende vorausschauende Betrachtunge—
weise steht indes ebenfalls in.Wider5pru6h zu der bis—

herigen Rechtsprechung des BSG. Danach hat lediglich die

endgültige Beendigung des Erwerbslebens in Form der
dauernden.Erwerbsunfähigkeit eine Unterbrechung der ver-
sicherungspflichtigen.Beschäftigung oder Tätigkeit aus—
geschlossen.und dies ist regelmäßig rücktlickend geprüft

werden. Im Urteil des 4. Senats vom 3. Mai 4968 aaO heißt

es insoweit ausdrücklich, daß Zeiten der Arbeitsunfähig-

keit während des Bezugs einer Erwerbsunfähigkeitsrente

dann Ausfallzeiten seien, "wenn zB die Erwerbsunfähigkeit

vor dem Versicherungsfall des Alters wieder weggefallen

ist, wie bei einer Emerbsunfähigkeitsrente auf Zeit (@ 4276
EVO) oder auch bei einem nicht voraussehbaren Wiedereinp
tritt der Erwerbsfähigkeit". Im Anschluß daran wird im

Urteil des 42. Senats vom 50. Juni 4974 (SozR Nr 56 zu
5 4259 RVG) betont, daß erst eine vom Versieherungsfall

des Alters her rückschauende Betrachtungsweise das end—
gültige Ausscheiden aus dem Erwerbsleben.feststellen könne;

sei die Erwerbsunfähigkeit inzwischen beseitigt, dann sei
die versicherungspflichtige Beschäftigung unterbrochen,

anderenfalls sei sie beendet gewesen, Unter Bezugnahme
hierauf hat der 42. Senat in einem weiteren Urteil vom

45. März 1975 (rasen59, 248, 220 = SozR2200 5 4259 Nr @)
entschieden, daß "die bei der späteren Rentenberechnung
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notwendig rückschauende Betrachtung der Sachlage" maßgeblich

sei. Ergebe diese, daß äer Zeit einer vorübergehenden Erwerbs-

uniähigkeit und gleichzeitigen Arbeitsunfähigkeit eine nentenw
versioherungsrechtliche Beschäftigung oder Tätigkeit nachge—

folgt ist, so sei diese Zeit der Arbeitsunfähigkeit eine

Ausfallzeit nach @ 1259 Abs 4 Nr 4 EVO “unabhängig davon, ob
für diese Zeit ganz, teilweise oder überhaupt nicht Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit auf Zeit 5 1276 RVG) oäer eine
Dauerrente Wegen Erwerbsunfähigkeit (% 32%? EVO) gewährt
werden ist oder eine derartige Zeit- oder Dauerrente wegen
Änderung äer Verhältnisse entzogen worden.ist (% 4286 RVG)".

Demgegenüber hat sich der 4. Senat im Urteil vom 30„ Juli 4975

aaO erstmals mit der Frage befaßt, ob an der aufgezeigten
Rechtsprechung, wonach eine zeitweise Erwerbsunfähigkeit

während der Arbeitsunfähigkeit Ausfallzeit nach 5 1259 Abs 1
Nr 4 EVO sein kann, uneingeschränkt festzuhalten sei. Er hat

äort ein.Abweichen für die Fälle erwogen, in denen sich aie
Erwerbsuniähigkeit von Anfang an als auf Dauer gerichtet der—

stelle‚ später aber wider Erwarten wieder wegfällt. In Fällen

dieser Art könne die Entscheidung davon abhängen, ob in bezug
auf das Ende den Erwerbsun■ääämiä — abweidhenä von der bis—

herigen Rechtsprechung des BSG — eine voreussohauende Be—

trachtungsweiee angezeigt sei (vgl Frage 4). Diese im Urteil

vom 30. Juli 4975 noch offengeiassene Frage (die zeitlich mit
der Arbeitsuniähigkeit zusammeniallende Erwerbefähigkeit
ist dort, sowohl voreue— als auch rückeoheuend, nich? als Aus—

_soheiden aus dem Erwerbsleben, sondern nur als Unterbredhung

des Beschäfüigungeverhältnieses gewertet werden) hat der
4. Senat aber nnnmehr in den Urteilen.vom 28. Februar und
49„ April 19?8 nieht auf die Fälle einer von.An£ang an obgek«

tiv bestehenäen und auf Dauer gerichteten.Erwerbsunrähigkeit

beschränkt, sondern unabhängig davon auf andere Fälle der

Leistungseinseäränkung (Arbeitsuniähigkeit mit und ohne
gleichzeitiger Berufsunfähigkeit) ausgedehnt und für 61ese
im Sinne einer vorensschauenden Betrachtung bejaht. ohne auf
die bisherige rückechauende Betrachtung des BSG in den vor„
stehend genannten Urteilen einzugehen.
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Dies hat zur Folge, daß einerseits nach den Entscheidungen

des 1. Senats vom 3. Mai 1968 und des 12. Senats vom 50. Juni

4971 aaO Zeiten.gleichzeitiger Arbeitsuniähigkeit und Erwerbs—

uniähigkeit selbst bei einem nicht voraussehbaren Wiedereinr

tritt der Erwerbsunfähigkeit Ausfallzeiten nach 5 4259 Abs 4

Nr 1 RVG sein können. Nach dem weiteren Urteil des 12. Senats

vom 15. März 1975 aaO gilt dies jedenfalls dann, wenn der

Versicherte nach Wegfall der Erwerbsunfähigkeit wieder ver—
sicherungspflichtig beschäftigt oder tätig ist, nach der

Entscheidung des 5. Senats vom 260 September 49Ö4
— 5 RJ 140/72

(in SozR 2200 $ 1654 Nr 4 insoweit nicht abgedruckt) unabhängig
davon, wenn infolge des Bezugs einer bloßen Zeitrente nicht

von einem "auf Dauer angelegten Ausscheiden des Versicherten

aus dem Arbeits— und Versicherungsleben gesprochen werden kann"
(vgl zu diesen unterschiedlichen Anforderungen auch Tabert aaO

S. 544). Andererseits soll aber nach den Entscheidungen des

4. Senats vom 28. Februar und 49. April 4978 aaO ein arbeits—

unfähiger Versicherter, der objektiv nicht einmal erwerbe-

unfähig ist, sondern sich bei Wegfall des Krankengeldes ledig—

lich subjektiv — womöglich - für erwerbsunfähig hält, die der
Arbeitsunfähigkeit vorausgegangene versicherungspflichtige

Beschäftigung selbst dann nicht im Sinne von 5 4259 Abs 1
Nr 4 BVD unterbrochen haben, wenn er später wieder eine ver—

sicherungspflichtige Beschäftigung aufnimmt. Diese Widersprüche

bedürfen einer umfassenden Klärung mit dem Ziele, eine ein-

heitliche Rechtsprechung zu sichern (vgl hierzu auch Tabert aaO

S. 542).

4.) Der Begriff der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit als
Voraussetzung einer Ausfallzeit nach @ ■259 Abs 4 Nr 4 BVG

ist in der bisherigen Rechtsprechung des BSG ebenfalls unter—

schiedlich ausgelegt werden.

Der 5. Senat hat — trotz der auch von ihm betonten.■erkunft

dieses Begriffs aus dem Recht der Krankenrersicherung — eine

davon abweichende eigenständige, an den “Zielen der Renten-
versicherung" bzw dem "Sinn und Zweck der Ausfallzeitene
regelung“ orientierte Interpretation befürwortet. Danach sei
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für Zeiten, in denen der arbeitsuni‘ähige Versicherte Kranken-

geld bezieht (vgl 5 485 Abs 2 EVO), grundsätzlich auch Arbeite—

unfähigkeit im Sinne des 5 4259 Abs 4 Nr 4 EVO anzunehmen,
nicht aber für Zeiten„ in denen der — im Sinne des Rechts der

Krankenversicherung womöglich weiterhin arbeitsunfähige —
Versicherte nach ihm nach 5 4246 Abs 2 BVD zumutbare Tätig—
keiten (so Urteil vom 49. Dezember 4968 in BSGE 29, 77 = SozR

nr 24 zu 5 4259 EVO) oder sogar ihm "unter Berücksichtigung

von.Treu und Glauben (@ 242 BGB)" zuzumutende versicherunge—

pflichtige Tätigkeiten (so Urteil vom 27. Februar 4973 in

BSGE 55, 254 & SozR nr 55 zu 5 4259 EVO) verrichten kann
(vgl Frage 6).

Der 42. Senat ist zunächst im Urteil vom 43. März 4968 aaO

unter Bezugnahme auf BSGE 25, 46 (= SozR nr 47 zu 5 4259 RVOI

von. der einheitlichen Auslegung des Arbeitsuni‘ähigkeitshegrifi‘s
im Renten, und Krankenversicherungsrecht ausgegangen, hat

sich dann aber der Entscheidung des 5. Senats vom 49. Dezember

4968 aaO angeschlossen (Urteil vom 7. Juli 4970 aaO) und

schließlich in den.Urteilen vom 25. Februar 4974 aaO und vom

34. Januar 4975 (42 HJ 542/75) — im Ergebnis wie in der Ent—

scheidung des 5. Senats vom 27. Februar 4975 aaO — eine

Arbeitsunfähigkeit im Sinne des @ 4259 Abs 4 Nr 4 RVG für

Zeiten verneint, in denen der Versicherte nach Wegfall des

Krankengeldes trotz bestehender Berufsunfähigkeit noch "in

leichteren außerberuflichen Tätigkeiten" versicherungepflich:in

arbeiten könne. '

Demgegenüber hat der 4. Senat im Urteil vom 43. Mai 4966 aaO

den Begriff der Arbeitsunfähigkeit für die Rentenversicherung

mit dem Inhalt übernommen, wie er vom 5. Senat für die Krankenm

versicherung zu 5 482 Abs 4 Nr 2 EVO entwickelt werden ist
(vgl Frage 5). Danach ist die Arbeitsunfähigkeit grundsätzlich
an der zuletzt ausgeübten Erwerbsarbeit zu messen. Sie besteht

— unabhängig von etwaigen Bezug einer Rente wegen Berufs—
unfähigkeit — dann, wenn der Versicherte dieser bisher ans„
geübten Erwerbstätigkeit — oder zumindest einer ähnlich
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gearteten.— nach seinem Gesundheitszustand überhaupt

nicht mehr oder nur auf die Gefahr hin nachgehen kann,

seinen Zustand zu verschlimmern (vgl Urteil vom 50. Mai

4967 in‚BSGE 26, 288, 290 = 8028 Nr 25 zu 5 482 RVG unter

Bezugnahme auf BSGE 49, 179, 484 und die ständige Recht-

sprechung des BVA). Dem hat sich der 5. Senat für den Bereich

der knappedhaftlichen Krankenversicherung angesdhlossen

(vgl. Urteil vom 4. Februar 1976 in SozR 2200 5 182 Nr 12).

in seiner Enieeheidung vom 22. Mai 1974 (SozR 2200 5 4259

Nr 4) hat der 4„ Senat diese krankenversicherungsrecht—

liche interpretation der Arbeitsunfähigkeit auch bei der

rüfung einer Ausfallzeit nach % 4259 Abs 1 er 1'RVO
weiterhin befürwortet und in diesem Rahmen gegen einen

"Tatbestand der Arbeitsunfähigkeit mit mehr oder weniger

Eigengehalt" im Sinne der genannten‚Entscheidungen des

5‚ und 42. Senats ausführlich dargelegte Bedenken ange—
meldet, Diese hai der 4. Senat im Urteil vom 28. Februar

49?8 aaO « wie dort ausdrücklich betont wird — nicht

aufgegeben„ Damit im Einklang hat er schließlich in den

Urteilen van 2%. Mai 1978 „ # RJ 69/77 — und 27. Juni 1973

— & BJ 90/77 — entschieden, daß der in 5 1241e Abs 1 BVD

— und damit ebenfalls in der Rentenversicherung — ent-
haltene_Begriff “arbeitsunfähig” dem der Krankenversiche—

rung in 5 482 Abs 4 nr 2 EVO entspreche.

Der vorlegende Senat hat aufgrund der Ausführungen.des

4. Senats im Urteil vom 22. Mai 4974 aaO und der hierzu

erfolgten Anmerkung von Tannen (DBV 1974, 248) sowie der
Kritik von Köpke (SozSich 4975, 264 ff), aber auch auf-
grund des Vorbringens der Revisionsklägerin.im vorgelegte

Fall Zweifel, ob seine bisherige Auslegung des Begriffs

der Arbeitsunfähigkeit im Sinne eines rentenversicherungs
rechtlichen Eigengehalts aufrechterhalten bleiben kann,

zumal diese unter Berücksichtigung der zuletzt genannten

Entscheidungen des ä„ Senats vom 24. Mai und 2?. Juni
4978 selbst innerhalb der Rentenversicherung nicht eine
heitlich gelten könnte. Die bisherigen Deutungen der
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der Arbeitsunfähigkeit in 5 4259 Abs 4 Nr 4 RVG sind damit

- wie der 4. Senat bereits im Urteil vom 22. Mai 4974 aaO

zutreffend erkannt hat — "noch nicht abgeklärt und in sich
gefestigt". Dies um so mehr, als dem vorlegenden Senat

bekannt ist, daß der 4. Senat in der Revisionssache 4 RA
27/76 ebenfalls über den Arbeitsunfähigkeitebegriff im
Sinne des % 56 Abs 4 NT 4 des Angestelltenversicherungs-

gesetzes (= 5 4259 Abs 4 Nr 4 BVD) zu entscheiden haben
wird.

6.)Im Zusammenhang mit den vorgelegten Fragen 5 und 6 wird wo—
möglich audh zuklären sein, ob eine Annäherung oder gar Über

einstimmung zwischen den vom 5. Senat im Krankenversicherung
recht und vom 5. Senat im Rentenversicherungsrecht entwickel

ten.Arbeitsunfähigkeitsbegriffen geboten und gegebenenfalls

auch rechtlich vertretbar ist. Insoweit hat der 4. Senat

bereits im Urteil vom 22. Mai 4974 aaO ausgeführtz"äe

stärker ... die fraglichen Begriffserläuterungen zum Recht
der Krankenversicherung und dem der Rentenversicherung

sich einander annähern„ um so mehr verliert die Frage an

Gewicht, ob die Formulierung 'eine infolge Krankheit be—

dingte Arbeitsuniähigkeit' in 5 4259 Abs 4 Nr 4 EVO eine'

Begriffsverweisung auf 5 482 RVGenthält und in welchem
Ausmaße eine solche Verweisung wirkt“. Er hat Ansatzpunkte
für ein "deckungsgleiches Begriffverständnis in beiden

■brmen“ in der Entscheidung des 3. Senats vom 49. Januar

4974 — 3 RK 42/70 — gesehen, weil dort "der Gedanke an
eine berufliche Verweieung auch für das Recht der sozialen
Kiankenversicherung ausgesprochen" werden sei.

Der 5. Senat hat im Urteil vom 27. Februar 4973 aaO be-

■hno■nhdaßein "langfristig" erkrankten Versicherter, der
seine bisherige Tätigkeit nicht mehr ausüben kann und sich
weigert, eine seinem Geeundheitszustand entsprechende Tätign

keit aufzunehmen„ auch gemäß 5 482 Abs 4 Nr 2 RVGnicht
mehr als arbeitsunfähig angesehen werde.
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Derartigen Modifizierungen des herkömmlichen Begriffs der

Arbeitsunfähigkeit ist indes der 3. Senat bisher mit Zurück—

haltung begegnet. Im'Urteil vom 50. Mai 1967 aaO hat er sich

unter Hinweis auf die "klare gesetzliche Regelung" in 5 485
Abs 5 BVD nicht für befugt gehalten, diesen Begriff auf

Zustände vorübergehender Art zu beschränken. Von dem Grunde

satz der zeitlich uneingesdhränkt möglichen Arbeitsuniähig—

keit hat der 5. Senat im Urteil vom 2. Oktober 1970 (BSGE 52,

18, 20 = SozR Nr 40 zu 5 482 RVG) lediglich dann eine Aus—

nahme gemacht, wenn der seine bisherige Erwerbstätigkeit

infolge Krankheit nicht mehr ausübende Versicherte "aus

freien Stücken“ eine seinem Gesundheitszustand entsprechende
Beschäftigung aufnimmt. Die vom 5. Senat im Anschluß daran

aufgeworfene Frage. ob die weitere Arbeitsunfähigkeit im

Krehkenversicherungsrecht ebenso zu verneinen wäre, wenn der

“langfristig" erkrankte Versicherte eine gesundheitlich

mögliche Tätigkeit fortan nicht ausüben würde, hat der
3. Senat in der Entscheidung vom 2. Oktober 4970 ausdrück—

lich offengelassen.

IV

Unter Berücksichtigung aller in Abschnitt III genannten
Gründe sind die bisherigen Entscheidungen des BSG sowohl

zu der für die Anrechnung einer Ausfallzeit nach 5 1259 Abs 4
Nr 4 EVO erforderlichen Unterbrechung einer versicherunge-
pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit (Fragen.■ bis 4)

als auch zur Arbeitsunfähigkeit im Sinne dieser Vorschrift

(Fragen 5 und 6) nicht widerspruchsfrei und geben darüber

hinaus zu den.eufgezeigten Zweifeln und Bedenken Anlaß.

Unter Beachtung der Entscheidungen des GS zur Zulässigkeit

einer Vorlage nach 5 45 SGG(vgl BSGE50, 167, 170; 44,
44, 45) hält es der 5. Senat deshalb für angezeigt, daß der
GS über den gesamten.Fragenkomplex zur Sicherung einer ein,

heitlichen Rechtsprechung entscheidet.
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Die Zahl der von der Anfrage betroffenen Fälle bleibt trotz

der in 5 1227 Abs 4 Nr 8a RVG idF des Rehabilitations—Any
gleichungsgesetzes (RehaAnglG) 1974 getroffenen.Regelung,

wonach unter den dort genannten.— einschränkenden — Voraus-

setzungen (vgl auch 5 4227 Abs 41aRVG) fiir eine begrenzte
Zeit der Arbeitsunfähigkeit Versicherungspflicht bestehen

kann, auch in Zukunft von.Bedeutung. Denn danach können

—wie auch die Neufassung des 5 4259 Abs 1 Nr 4 EVO durch
5 21 Nr 75 RehaAnglG 1974 zeigt — lediglich Rehabilitations—
maßnahmen nach dem 50. September 4974 im allgemeinen keine

Ausfallzeiten mehr sein (vgl hierzu Eicher/Haase/Rauschenbach

aaO, Anm 5a zu $ 4259).
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